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a) D ie infolge der System um stellung der Zusatzversorgung 
des öffentlichen D ienstes zum 31. D ezem ber 2001 m it der 
23. Satzungsänderung vom  M ärz 2018 neu gefasste Ü ber­
gangsregelung in § 78 Abs. 1 und 2, § 79 Abs. 1 und la  der 
Satzung der V ersorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(V B LS) zu r Erm ittlung von Startgutschriften für rentenferne 
Versicherte ist w irksam .
b) Bei Berechnung der maxim al erreichbaren Z usatzrente 
(V oll-Leistung) im Rahmen der Startgutschriftenerm irtlung 
darf die von der H öchstversorgung in A bzug zu bringende 
gesetzliche Rente gemäß § 79 A bs. 1 Satz 1 V B L S  in Verbin­
dung mit § 18 A bs. 2 N r. 1 Satz 2 Buchst, f  BetrA V G  nach 
dem  bei der Berechnung von Pensionsrückstellungen fü r die 
Berücksichtigung von Renten aus der gesetzlichen Renten­
versicherung allgem ein zulässigen Verfahren (N äherungsver­
fahren) erm ittelt werden. D ie ausschließliche A nw endung des 
N äherungsverfahrens verletzt den Allgemeinen G leichheits­
satz  nicht und bew irkt keine unzulässige Benachteiligung des 
Versicherten wegen des Geschlechts, bei einer Teilzeitbeschäf- 
tigung oder w egen einer Behinderung.
c) D ie Regelung in § 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8 V B L S  in Ver­
bindung mit § 18 A bs. 2 Nr. 1 Satz  1 BetrA V G , nach der in 
Abhängigkeit von der Zeit zwischen Beginn der P flichtversi­
cherung und Vollendung des 65. Lebensjahrs des Versicherten 
für jedes Jah r der Pflichtversicherung 2,25 %  bis 2,5 %  der 
V oll-Leistung erw orben werden, verletzt den Allgem einen 
G leichheitssatz nicht und bewirkt keine unzulässige B en ach ­
teiligung des Versicherten wegen des A lters.................................

a) Ersetzt der Fernw ärm eversorger während des laufenden 
Fernw ärm elieferungsverhältnisses eine unwirksam e Preisän­
derungsklausel fü r die Zukunft in -  nach Maßgabe der R echt­
sprechung des Senats -  zulässiger Weise einseitig durch eine 
angepasste Preisänderungsklausel, kom m t ihm ein eigener 
G estaltungssp ielraum  zu.
b) D abei ist es grundsätzlich nicht zu  beanstanden, wenn der 
Versorger als B ezugsjah r für das M arkt- und das K ostenele­
ment das der E inführung der angepassten Klausel v orau sge­
hende Jahr wählt.
c) Ebenso hält sich der Fem w ärm eversorger gru n dsätz­
lich innerhalb seines G estaltungsspielraum s, wenn er -  mit 
Rücksicht darauf, dass es sich bei Energieversorgung, auch 
im Fernw ärm ebcreich, um ein M assengeschäft handelt -  im 
Fall der zulässigen einseitigen A npassun g einer unwirksam en 
Preisänderungsklausel den A usgangspreis pauschalierend un­
ter O rientierung an der D reijahreslösung des Senats bestim m t.
d) Zudem  ist es nicht erforderlich, die im laufenden V ertrags­
verhältnis angepasste Preisänderungsklausel so auszugestalten, 
dass sich bei ihrer Anw endung für einzelne oder alle Kunden 
stets der denkbar günstigste Preis ergibt, sofern der Fern­
w ärm eversorger sachliche und nachvollziehbare A n k n ü p ­
fungspunkte für die jeweiligen Preisänderungsparam eter zur 
W ahrung des Verhältnisses von L eistu n g und Gegenleistung 
gewählt hat und nicht greifbare A nhaltspunkte dafür bestehen, 
dass die vom  V ersorger gewählte Pauschalierung einseitig der 
W ahrung seiner eigenen w irtschaftlichen Interessen d ien t......
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